
Verletzungen vorliegen... Ob Anzeigen wegen Ge­
setzesverletzungen beim Staatsanwalt eingehen, 
hängt im großen Umfang von seiner aktiven Rolle 
bei ihrer Bekämpfung ab.“8)

Auch für unsere Staatsanwälte in der Deutschen De­
mokratischen Republik gilt nach dem unter II Aus- 
geiührten: Sie dürfen keine Kontrollen über die Durch­
führung von Gesetzen vornehmen, auch nicht mit dem 
Ziel, bei solchen Kontrollen Gesetzesverstöße zu ent­
decken. Andererseits ist es keineswegs verboten, viel­
mehr höchst erwünscht, daß die Staatsanwälte mit den 
Werktätigen unserer Republik engste Fühlung halten, 
um ihre Nöte und Beschwerden kennenzulernen. Bei 
uns gibt es Bezirke, in denen die meisten Verstöße 
gegen die demokratische Gesetzlichkeit b:i der Teil­
nahme des Staatsanwalts an Betriebsversammlungen 
oder aber bei der Durchführung von Ausspracheabenden 
in der Stadt oder im Dorf durch die Werktätigen zur 
Kenntnis des Staatsanwalts gebracht wurden. In an­
deren Bezirken oder Kreisen hat man durch entspre­
chende Popularisierung des Staatsanwaltschaftsgesetzes 
erreicht, daß in den Sprechstunden im Büro des Staats­
anwalts zahlreiche Gesetzesverletzungen gemeldet wur­
den. Es wird daher den örtlichen Bedingungen und Be­
dürfnissen entsprechend jeweils die eine oder andere 
Methode im Vordergrund stehen. In einem Kreis mit 
vielen Dörfern wird der Staatsanwalt besonders seine 
Sprechstunden in der Kreisstaatsanwaltschaft zu popu­
larisieren haben, da er nur in zeitlich größeren Ab­
ständen die Dörfer aufsuchen kann. Für die Staats­
anwälte in Kreisen mit großen Betrieben ist es 
selbstverständlich, daß sie in die Betriebe gehen, dort 
an Versammlungen teilnehmen und die Beschwerden 
entgegennehmen. Hierbei ergeben häufig die Beleg­
schaftsversammlungen der einzelnen Abteilungen mehr 
konkrete Hinweise für den Staatsanwalt als die Ver­
sammlungen des ganzen Betriebes, da sich erfahrungs­
gemäß im kleineren Kreis ein intensiveres Eingehen 
auf die einzelnen Fragen entwickelt.

Die Staatsanwälte der Allgemeinen Aufsicht sind ver­
pflichtet, ständig in Verbindung mit den örtlichen 
gesellschaftlichen Organisationen und mit den Bevoll­
mächtigten der Zentralen Kommission für Staatliche 
Kontrolle zu stehen. Auch dadurch erhalten sie 
oftmals wichtige Unterlagen über Verstöße gegen die 
Gesetzlichkeit. Schließlich sind die Tageszeitungen des 
betreffenden Bezirks aufmerksam unter dem Gesichts­
punkt der Wahrung der Gesetzlichkeit durchzusehen. 
Wenn bisher die Staatsanwälte dort nur wenig wesent­
liche Hinweise gefunden haben, so dürfte sich dies in 
dem Maße ändern, in dem die Presse das Vertrauen der 
Bevölkerung gewinnt.

Was aber das Aufsuchen von Betrieben, LPGen oder 
Verwaltungen zu dem ausgesprochenen Zweck der 
Feststellung von Gesetzesverstößen angeht, so ist ent­
scheidende Vorbedingung für eine solche Maßnahme, 
daß der Staatsanwalt entweder Signale über Verstöße 
gegen die Gesetzlichkeit erhalten hat oder aber daß die 
Weisung des übergeordneten Staatsanwalts vorliegt, in 
ganz bestimmter Richtung Kontrollen vorzunehmen, 
weil in Betrieben oder Verwaltungen gleicher Art in 
anderen Kreisen des Bezirks Ungesetzlichkeiten be­
stimmter Art festgestellt wurden.

Falsch aber war und ist es, daß in Betrieben und 
Verwaltungen planlos „revidiert“ wird. Mit Recht 
schreibt Generalstaatsanwalt Dr. M e l s h e i m e r  :

„Der Staatsanwalt muß sich davor hüten, sein 
Recht der Allgemeinen Aufsicht über die Einhal­
tung der Gesetzlichkeit zu verwässern, planlos zu 
revidieren, Betriebsbegehungen zu machen, bloß um 
zu sehen, ,was los ist“, oder sich an die Stelle der 
Institutionen unseres Staates zu setzen, denen die 
Kontrolle der wirtschaftlichen Durchführung der 
von unserer Regierung getroffenen Maßnahmen ob­
liegt.“9) x

Der Staatsanwalt der Allgemeinen Aufsicht muß 
nach Schwerpunkten arbeiten. Der zentrale Schwer­
punkt der Arbeit in allen Bezirken besteht darin, 
die strikte Einhaltung der im Zuge des neuen Kurses 
von der Regierung erlassenen Verordnungen und Be­
schlüsse zu überwachen. Dabei steht für die Staats-

8) Tadewosjan, a. a. O., S. 283/284.
0) NJ 1953 S. 578.

anwälte der Bezirke und Kreise im Vordergrund die 
Überprüfung der in Durchführung der neuen Verord­
nungen und Beschlüsse von den Räten der Bezirke und 
Kreise gefaßten Beschlüsse, getroffenen Anordnungen 
oder herausgebenen Rundschreiben (vgl. § 12 Abs. 1 
StAnwG).

Es muß geprüft werden, ob die Anordnungen, Be­
schlüsse usw. im Einklang mit den Verordnungen der 
Regierung stehen. Das ist zweifellos die schwierigste 
Aufgabe der Staatsanwaltschaft; sie erfordert einge­
hende Gesetzeskenntnis und politische Klarheit. Fest­
stellungen über die Verstöße und über die Erledigung 
solcher Beschwerden müssen im Bezirksmaßstab durch 
Mitteilung an alle Kreisstaatsanwälte verallgemeinert 
werden, damit gegebenenfalls in allen Kreisen gleiche 
oder ähnliche Verstöße sofort festgestellt und beseitigt 
werden können. Dasselbe trifft für die Oberste Staats­
anwaltschaft zu, deren Pflicht es ist, allen Staatsan­
wälten der Bezirke entsprechende Hinweise aus den 
Berichten der Bezirke und auf Grund der bei zentralen 
Organen getroffenen Feststellungen zu geben.

Die Frage, ob bei Feststellung einer Ungesetzlichkeit 
in jedem Fall sofort ein Einspruch einzulegen oder 
ob zunächst mit dem betreffenden Verwaltungsorgan 
Rücksprache zu halten ist, muß wie folgt beantwortet 
werden:

Der Einspruch ist die normale Form des Ein­
greifens des Staatsanwalts bei festgestellten Gesetzes­
verletzungen; dabei ist die Gesetzesverletzung konkret 
darzulegen und im Antrag des Staatsanwalts die 
Wiederherstellung der Gesetzlichkeit zu verlangen. 
Ergibt sich schon bei der Feststellung des Sachverhalts, 
daß das in Frage kommende Verwaltungsorgan die 
von ihm begangene Verletzung der Gesetzlichkeit selbst 
erkennt und den Fehler berichtigt, so ist naturgemäß 
kein Raum mehr für die Erhebung eines Einspruchs.

Es ist falsch, wenn von manchen Staatsanwälten — 
besonders Staatsanwälten der Kreise — die Auffassung 
vertreten wird, daß möglichst in allen Fällen „unbüro­
kratisch“, ohne Einspruch — also nicht in offizieller 
Form, sondern mittels entsprechender Hinweise —, ge­
arbeitet werden müsse. Der Einspruch zwingt den 
Staatsanwalt, die Gesetzesverletzungen konkret zu be­
gründen, und seine Verpflichtung, von jedem Einspruch 
eine Abschrift an den übergeordneten Staatsanwalt zu 
senden, ermöglicht eine genaue Kontrolle und ge­
währleistet eine bessere Anleitung.

Wie der Generalstaatsanwalt das Recht hat, an den 
Sitzungen des Ministerrats der Deutschen Demokrati­
schen Republik teilzunehmen, so haben die Staatsan­
wälte in den Bezirken und Kreisen das Recht zur Teil­
nahme an den Sitzungen der Räte der Bezirke und 
Kreise. Durch die Teilnahme an diesen Sitzungen wird 
es den Staatsanwälten erleichtert, die Schwerpunkte 
ihrer Arbeit in ihrem Zuständigkeitsbereich zu er­
kennen, und zwar sowohl unter dem Gesichtspunkt der 
Verbrechensbekämpfung als auch unter dem der All­
gemeinen Aufsicht. Keineswegs aber darf sich diese 
Zusammenarbeit mit den Organen der Verwaltung da­
hin entwickeln, daß der Staatsanwalt vor Erlaß von 
Verwaltungsanordnungen über deren Gesetzlichkeit 
konsultiert, daß er praktisch als Justitiar der Verwal­
tung tätig wird. Die Verantwortung für den Erlaß von 
Verordnungen und Anordnungen bleibt vielmehr un­
geschmälert bei den Verwaltungsorganen.

Obgleich die Allgemeine Aufsicht unter den verschie­
denen staatsanwaltschaftlichen Aufsichtsaufgaben von 
besonderer Bedeutung ist, wird sie noch vielfach unter­
schätzt. Von dieser falschen Einschätzung ist auch 
die Staatsanwaltschaft selbst nicht frei. Damit aber 
muß konsequent Schluß gemacht werden. Es ist an der 
Zeit, daß ein ernsthafter Kampf für die volle Entfal­
tung der Allgemeinen Aufsicht der Staatsanwaltschaft 
geführt wird. Er wird zum Erfolg führen, wenn die 
Staatsanwälte sich weiter und besser mit den theore­
tischen Problemen vertraut machen und auch dadurch 
in der Praxis ihre Arbeit qualifizieren.

Es ist die ernste Pflicht der Staatsanwaltschaft, als 
Hüter der demokratischen Gesetzlichkeit gerade im 
Zuge des neuen Kurses einen wichtigen Beitrag zu 
leisten im Kampf für Wohlstand und Glück der Deut­
schen Demokratischen Republik, der staatlichen Basis 
für ein einheitliches und demokratisches Gesamt­
deutschland.
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